
Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

diese Woche kam der Landtag von Mittwoch bis 

Freitag zur 99., 100. und 101. Plenarsitzung zusam-

men.   

Die Plenarwoche starte am Mittwoch mit einer Ak-

tuellen Stunde zur Situation auf der griechischen 

Insel Lesbos und im Flüchtlingslager Moria. Weitere 

Themen des Tages waren die Einrichtung einer zent-

ralen Informationsstelle Antisemitismus und die 

Stärkung des Kinderschutzes.    

Am Donnerstag debattierte der Landtag unter ande-

rem die Themen Lehrkräfteversorgung in NRW, Auf-

bau einer Wasserstoffwirtschaft im Land, die Belas-

tungen der kommunalen Haushalte durch die 

Corona-Pandemie sowie den aktuellen Zustand in 

der Forstwirtschaft.  

Auch der letzte Plenartag begann mit einer Aktuel-

len Stunde. Dieses Mal diskutierte der Landtag die 

sozialen Auswirkungen der Corona-Krise. Im An-

schluss folgte ein Antrag zur Fernuniversität Hagen, 

bei dem auch ich vor dem Plenum redete, sowie ein 

Antrag zum Aufbau einer Kunststoffkreislaufwirt-

schaft.  

Alle Themen der Woche finden Sie unter: 

www.landtag.nrw.de  
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Aktuelle Stunde zur Lage in Moria 

Im Rahmen einer Aktuellen Stunde debattierte der 

Landtag NRW am Mittwoch über die Aufnahme von 

Menschen aus dem abgebrannten Flüchtlingslager auf 

Lesbos.  

„Wir als NRW-Koalition unterstützen den Kurs von Hu-

manität und Ordnung. Deshalb ist eine schnelle huma-

nitäre Versorgung und Hilfe absolut richtig. NRW will 

helfen. Moria ist aber ein europäisches Problem und 

kann daher nur auf europäischer Ebene gelöst werden. 

Mit der Aufnahme von weiteren 1.500 Menschen über-

nimmt der Bund Verantwortung  und nimmt auch die 

europäischen Partner in die Pflicht. Denn Alleingänge 

lösen das grundsätzliche Problem nicht, sondern ver-

schlimmern es im Zweifel noch“, so die integrationspo-

litische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion Heike 

Wermer. 

Das Land NRW hatte die Aufnahme von 1.000 Men-

schen angeboten und sich bereit erklärt, der griechi-

schen Regierung mit Hilfsgütern Soforthilfe zu leisten.  

Ministerpräsident Armin Laschet hatte nach dem 

Brand in Moria schnelle humanitäre Hilfe zugesagt  

und die Notwendigkeit einer gemeinsamen europäi-

schen Lösung betont.  

Rede zur Fernuniversität Hagen 

Am Freitag redete ich für unsere Landtagsfraktion im Ple-

num zu einem Antrag der SPD-Fraktion zur Stärkung der 

Fernuniversität Hagen.  

Die Fernuniversität ist die einzige staatliche Fernuniversi-

tät in Deutschland und ermöglicht damit insbesondere 

lebenserfahreneren und beruflich gebundenen Menschen 

die Möglichkeit zu studieren. Damit fördert die Fernuni-

versität Hagen die Durchlässigkeit im Bildungssystem 

und stellt einen zentralen Baustein innerhalb der Hoch-

schullandschaft NRW dar. 

Die Landesregierung hat diesen Stellenwert im Koaliti-

onsvertrag festgehalten und unterstützt die Hochschule 

sowohl inhaltlich als auch finanziell mit zusätzlichen Mit-

teln bei der Umsetzung ihres Open-University-Modells.  
Austausch mit dem Arbeitskreis Familie, Kinder und 

Jugend am Rande der Plenarwoche auf der Terrasse 

des Landtags in Form eines „Pop-Up-Arbeitskreises“.  

http://www.landtag.nrw.de
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Unterrichtung der Landesregierung zum Rechtsext-

remismus-Verdacht bei Polizisten 

Am Donnerstag kam es zu einer kurzfristig ange-

setzten Unterrichtung durch Innenminister Herbert 

Reul nach der Entdeckung rechtsextremer Chat-

gruppen von Polizisten in NRW. 

„Der Extremismusfall innerhalb der Polizei Essen ist 

beschämend für die Polizei NRW. Wie die Beamten 

ideologisch derart abdriften konnten, muss jetzt 

lücken– und schonungslos aufgedeckt werden. Zu-

dem muss alles getan werden, damit Beamte mit 

einem solchen Gedankengut nicht im Dienst blei-

ben“, erklärt unser innenpolitischer Sprecher im 

Landtag Christos Katzidis.      

Stärkung des Kinderschutzes in NRW 

Die NRW-Koalition baut den Schutz von Kindern vor 

Missbrauch in NRW  weiter aus. Mit breiter Mehrheit 

wurden am Mittwoch zwei entsprechende Anträge 

von CDU und FDP angenommen.  

„Die NRW-Koalition hat sich beim Bund mit einer 

Bundesratsinitiative zur Verschärfung des Straf-

rechts im Bereich Missbrauch Gehör verschafft. 

Auch die Strafverfolgung muss  konsequenter erfol-

gen. „Wir werden nicht nachlassen und den Druck 

auf die Täter mit allen Möglichkeiten erhöhen“, so 

die rechtspolitische Sprecherin der CDU-Fraktion 

Angela Erwin.  

Besuch der Universität und Fachhochschule in Bielefeld 

Anfang September besuchte ich gemeinsam mit unse-

rem Sprecher im Arbeitskreis Wissenschaft Dr. Stefan 

Nacke und unserer wissenschaftlichen Fraktionsrefe-

rentin Sarah Feldmann die Universität Bielefeld und im 

Anschluss die FH Bielefeld. 

Im Austausch mit dem Rektor der Universität Bielefeld 

Prof. Dr. Sagerer  besprachen wir insbesondere den 

Aufbau der neuen medizinischen Fakultät, mit der  

auch die ärztliche Versorgung in der Region OWL ver-

bessert werden soll.  

Den zweiten Teil des Tages verbrachten wir bei der FH 

Bielefeld. Dort empfing uns die Präsidentin der Fach-

hochschule Prof. Dr. Schramm-Wölk. Gemeinsam dis-

kutierten wir die aktuellen Auswirkungen der Corona-

Pandemie auf den Hochschulbetrieb. 

 

  

Stichwahl am 27.09.2020 

Am 27.09. finden in NRW die Stichwahlen für die Bürger-

meisterkandidaturen statt, die nicht im ersten Wahl-

gang entschieden wurden. Ich würde mich freuen, wenn 

Sie mit Ihrer Stimme die CDU-Kandidaten und –

Kandidatinnen im Kreis Gütersloh unterstützen: 

 Henning Schulz, Stadt Gütersloh  

 Pamela Westmeyer, Stadt Harsewinkel 

 Marco Diethelm, Gemeinde Herzebrock-Clarholz 

 Hans-Heino Bante-Ortega, Gemeinde Steinhagen 

 Thomas Tappe, Stadt Halle 

 

Düsseldorf: Raphael Tigges MdL, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf, Telefon: 0211 884 2914,  Fax 0211 884 3397 

In Gütersloh: CDU Kreisgeschäftsstelle, Moltkestr. 56, 33330 Gütersloh, Telefon: 05241 91709 40, Fax: 05241 91709 41, Mail: raphael.tigges@landtag.nrw.de 

Einrichtung einer zentralen Antisemitismusmelde-

stelle 

Auf Antrag der Fraktionen von CDU, FDP, SPD und 

Grünen soll in NRW eine zentrale Melde– und Infor-

mationsstelle für antisemitische Vorfälle etabliert 

werden. Diese soll sowohl strafrechtlich relevantes 

als auch unterhalb der Strafgrenze liegendes Ver-

halten erfassen.  

Der Antrag geht auf einen Vorstoß der Antisemitis-

mus-Beauftragten Sabine Leutheusser-

Schnarrenberger zurück.   


